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Drucksache 1619 


Der Bundesminister für Ernährungr Bonn, den 10. Februar 1960 

Landwirtschaft und Forsten 

VII A 1 - 7057.1 - 46/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Getreideeinfuhren 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 1529 — 


Zu 1, 

Die Bundesregierung ist gegenüber einer Reihe von Handels- 
partnern Ausschreibungsverpflichtungen bei Füllweizen einge- 
gangen, die den Versorgungsbedarf der letzten Jahre über- 
steigen. Diese Tatsache, die auch der nach dem Getreidegesetz 
aufzustellende Einfuhr- und Versorgungsplan Getreide ausweist, 
ist der Öffentlichkeit nicht unbekannt geblieben und hat zu 
den bezeichneten Verlautbarungen geführt, von denen audi 
die Bundesregierung erfahren hat. 

Zu 2. 

Für durdizuführende Getreideimporte sind neben Bedarfs- 
deckungsgründen handelspolitische, politische und wirtschafts- 
politische Gesichtspunkte entscheidend. In den letzten Jahren 
sind in bezug auf die Weichweizenimporte versgrgungswirt- 
schaftliche Gründe bei zunehmender Eigenproduktion und Än- 
derung der Verzehrsgewohnheiten in den Hintergrund getreten. 
Insbesondere hat bei den eingegangenen Verpflichtungen mit 
den europäischen Ländern (z. B. Frankreich, Schweden, Türkei) 
die Deckung des Bedarfs keine oder nur eine Nebenrolle ge- 
spielt. Es ist jedoch nicht in jedem Fall abgrenzbar, wie weit 
jeweils handelspolitische, politische oder wirtschaftspolitische 
Gründe vorliegen, da diese ineinander spielen. 

Bei Übernahme der Verpflichtungen hat die Bundesregierung 
berücksichtigt, daß die Bundesrepublik als hoch industriali- 
siertes Exportland zur Aufrechterhaltung eines möglichst hohen 
Beschäftigungsgrades und zur Sicherung der Arbeitsplätze auf 
die Pflege der Handelsbeziehungen angewiesen ist. Sie hat 
sicii auch von der Erwägung leiten lassen, daß die Erhöhung 
der Massenkaufkraft auch die Absatzsituation der landwirt- 
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sdiaftlichen Produkte verbessert und daß damit auch das Ein- 
kommen der Landwirtschaft gesteigert wird. Dabei muß sie 
der Tatsache gebührend Rechnung tragen, daß die Mehrzahl 
der Länder, die deutsche Industriewarenexporte aufnehmen, 
bemüht ist, einen möglichst großen Teil des Wertes dieser 
ihrer Importe durch agrarische Gegenlieferungen zu decken. 

Zu 3. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß den unter Nr. 2 ent- 
wickelten Gesichtspunkten sowohl im nationalen Rahmen als 
auch zukünftig im Rahmen der EWG Rechnung getragen 
werden muß. 


In Vertretung 

Dr. Sonnemann 
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